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Conseil d’Etat CE
Staatsrat SR
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1.	 Einleitung

1.1.	 Hintergrund

Zusammen mit der St.-Niklaus-Kathedrale gehört das Rat-
haus zu den symbolträchtigsten Wahrzeichen Freiburgs. Das 
Rathaus, das über der Altstadt thront und sich zum Rathaus-
platz hin öffnet, repräsentiert seit seiner Erbauung die Staats-
gewalt. Es ist der Sitz des Grossen Rates. Während den Sessi-
onen nutzt das Kantonsparlament derzeit die Säle im ersten 
Stock sowie ein Pressezimmer und verschiedene Büros im 
zweiten Stock. Seit dem Wegzug 2013 des Kantonsgerichts 
aus dem Erd- und Untergeschoss des Rathauses sowie aus 
dem ehemaligen Wachhaus steht das Gebäude teilweise leer.

Um die derzeitigen Bedürfnisse des Grossen Rates zu befrie-
digen, will der Staatsrat das Rathaus umbauen. So sollen den 
parlamentarischen Kommissionen Sitzungszimmer und den 
Mitgliedern des Grossen Rates reservierte Räume (Garde-
roben, Diskussions- und Arbeitszonen usw.) zur Verfügung 
gestellt werden. Ausserdem soll das Sekretariat des Grossen 
Rates, das seine Räume derzeit an der Postgasse hat, im Rat-
haus untergebracht werden.

Am 22. März 2017 verabschiedete der Grosse Rat einstimmig 
einen Studienkredit von 1  430  000  Franken für die Sanie-
rung und den Umbau des Rathauses in Freiburg.

1.2.	 Geschichte des Projekts

Parallel zu den Überlegungen zum Umzug des Kantonsge-
richts beauftragte das Hochbauamt das Architekturbüro Ruf-
fieux-Chehab (Freiburg) damit, die Machbarkeit des Umbaus 
des Rathauses zu analysieren. Auf Vorschlag des Sekretariats 
des Grossen Rates wurden die Ergebnisse dieser Studie dem 
Büro des Grossen Rates vorgestellt, das den Willen äusserte, 
in die weiteren Etappen eingebunden zu werden. So wurde 
eine Arbeitsgruppe eingesetzt, in der die Fraktionschefs Ein-
sitz nahmen und vom zweiten Vizepräsident des Grossen 
Rates (damals: Grossrat Benoît Rey) präsidiert wurde. Vize-
präsident der Arbeitsgruppe war der aktuelle Präsident des 
Grossen Rates Grossrat Markus Ith.

Die Raumplanungs-, Umwelt- und Baudirektion (RUBD) 
schlug der Arbeitsgruppe in der Folge vor, das Sanierungs- 
und Umbauprojekt mit einem Studienauftrag fortzuführen. 
Die Arbeitsgruppe validierte dieses zweistufige Verfahren 
und beteiligte sich an der Ausarbeitung des Pflichtenhefts. 
Dadurch konnte das Hochbauamt (HBA) die Bedürfnisse der 
Benutzerinnen und Benutzer direkt in das Projekt einfliessen 
lassen. Die Grossrätinnen und Grossräte haben namentlich 
verschiedene Vorschläge für eine optimale Nutzung der für 
sie reservierten Räume unterbreitet.

2015 wurde der zweistufige Studienauftrag im selektiven 
Verfahren gemäss Vorgaben von Artikel 48 des Reglements 
vom 28. April 1998 über das öffentliche Beschaffungswesen 

(SGF 122.91.11) durchgeführt. Das Verfahren der Studienauf-
träge wurde gewählt, um den Dialog und den Ideenaustausch 
zwischen den Bewerbern und dem Beurteilungsgremium zu 
fördern, das aus Fach- und Sachmitgliedern sowie dem Präsi-
denten und dem Vizepräsidenten der Arbeitsgruppe bestand 
und die Aufgabe hatte, die unterbreiteten Dossiers zu beur-
teilen.

Das Verfahren richtete sich an multidisziplinäre Teams, die 
aus Architekten, Bauingenieuren und HLKS-Ingenieuren 
(Heizung, Lüftung, Klima und Sanitär) mit Erfahrung in der 
Gestaltung und Verwirklichung von Projekten für histori-
sche Gebäude zusammengesetzt waren.

Aus den neunzehn eingegangenen Dossiers bestimmte das 
Beurteilungsgremium einstimmig die acht Bewerbungen, für 
die im Rahmen der 1. Stufe ein Vorprojekt ausgearbeitet wer-
den sollte. Nachdem die acht Bewerberteams ihr Vorprojekt 
entwickelt hatten, wurden sie vom Beurteilungsgremium 
angehört.

Zum Abschluss der 1. Stufe wurden der Arbeitsgruppe das 
Raumprogramm und die funktionalen Aspekte der Pro-
jekte präsentiert. Im Anschluss an die Präsentationen und 
die darauf folgenden Gespräche erstellte die Arbeitsgruppe 
einen Bericht über die Stärken und Schwächen der Projekte 
aus Sicht der Benutzerinnen und Benutzer. Diese Synthese 
wurde für die Sitzung, bei der die Projekte für die 2. Stufe 
selektioniert wurden, dem Beurteilungsgremium zur Verfü-
gung gestellt.

Im Rahmen der 2. Stufe empfahl das Beurteilungsgremium 
dem Bauherrn einstimmig, den Auftrag für die Weiterfüh-
rung der Studien dem vom Architekturbüro Aeby Aumann 
Emery (Freiburg) geleiteten Team zu geben.

Das Siegerprojekt «FRYBURG» überzeugte durch seine 
funktionellen, räumlichen und architektonischen Qualitä-
ten. Mit dem Projekt kann das Gebäude an die einschlägigen 
Normen angepasst werden. Darüber hinaus hat es vor allem 
folgende Vorzüge:

>> Die historische Substanz des Gebäudes wird mit mass-
vollen zeitgenössischen Massnahmen in Wert gesetzt.

>> Der Raum der ehemaligen Kornhalle wird in seiner 
Gesamtheit wiederhergestellt.

>> Die Wege, welche die Grossrätinnen und Grossräte, das 
Personal der Verwaltung und das Publikum zurückle-
gen, wurden eindeutig berücksichtigt, wobei aber auch 
darauf geachtet wurde, dass sie nicht im Widerspruch 
mit den bestehenden und historischen Verkehrswegen 
im Gebäude stehen.

>> Die Sitzungszimmer für die Kommissionen, die im 
ehemaligen Wachhaus vorgesehen sind, sind geräumig 
und weisen unterschiedliche Grössen auf, sodass eine 
optimale Nutzung möglich ist.
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>> Mit dem Entwicklungspotenzial des Dachgeschosses ist 
bei Bedarf eine Expansion der Verwaltung im zweiten 
Stock des Rathauses möglich.

>> Nicht zuletzt hob das Beurteilungsgremium die Kohä-
renz und Komplementarität des Preisträgerteams hervor. 
Alle vorgeschlagenen Lösungen und Konzepte schienen 
das Ergebnis einer ganzheitlichen Berücksichtigung aller 
massgeblichen Faktoren zu sein.

Nach der Bekanntgabe des Siegerprojekts wurde ein Steu-
erungsausschuss unter dem Vorsitz des stellvertretenden 
Dienstchefs des HBA gebildet, in dem neben dem Präsiden-
ten namentlich die beiden Grossräte aus der Arbeitsgruppe 
sowie die Generalsekretärin des Grossen Rates und der 
Staatsschatzverwalter Einsitz nehmen. Dieser Ausschuss 
wurde für Detailfragen und für Fragen zur Ausstattung der 
Räume durch einen Projektausschuss mit Vertretern des 
HBA, den Architekten und – als Vertreter der Benutzerinnen 
und Benutzer – der Generalsekretärin des Grossen Rates und 
Grossrat Benoît Rey ergänzt. Das Büro des Grossen Rates 
wird regelmässig über den Fortgang des Projekts und die 
Diskussionen innerhalb der beiden Ausschüsse informiert.

Der Grosse Rat wird ununterbrochen und bis zuletzt – bis 
zur Verwirklichung der Arbeiten und der Inbetriebnahme 
des renovierten Gebäudes – am Projekt beteiligt sein.

1.3.	 Räumliche Organisation des Projekts

Das Raumprogramm unterscheidet zwischen einem öffentli-
chen und einem für das Sekretariat des Grossen Rates sowie 
die Grossrätinnen und Grossräte reservierten Arbeitsbereich.

Für den öffentlichen Bereich sind namentlich folgende Arbei-
ten vorgesehen:

>> Einrichtung eines offenen und multifunktionalen 
Raums;

>> Einrichtung von Konferenzsälen;
>> Bewahrung des Grossratssaals sowie Einrichtung des 

Kleinratssaals im 1. Stock.

Der multifunktionale Raum (Wandelhalle) ist für die Gross-
rätinnen und Grossräte reserviert, wenn sie tagen, doch kann 
er bei bedeutenden politischen Ereignissen, für Konferenzen, 
Versammlungen oder Ausstellungen auch der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht werden. Er kann in Abhängigkeit von 
punktuellen Bedürfnissen in kleinere Bereiche unterteilt 
werden. Er ist im Erdgeschoss angesiedelt und wird direkt ab 
dem Rathausplatz zugänglich sein.

Während Abstimmungen, Wahlen und Medienkonferen-
zen wird eine Garderobe zur Verfügung stehen. Auf diesem 
Geschoss ist zudem ein Office mit einer Küchengrundaus-
stattung vorgesehen; dieses wird während den Sessionen den 
Grossrätinnen und Grossräten zur Verfügung stehen und für 
das Organisieren von Aperitifen und Stehlunchs dienen. Das 
Mobiliar wird je nach Anlass umdisponiert werden. Um die-
ses Mobiliar und kleinere Artikel lagern zu können, wird ein 
Abstellraum im Untergeschoss eingerichtet werden.

Der multifunktionale Raum wird über neue vertikale Ver-
kehrswege (Treppe und Lift) auf effiziente Weise mit dem 
Grossratssaal verbunden, um den Fluss zwischen den beiden 
Geschossen, deren Funktionen sich ergänzen, zu gewähr
leisten.
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Die Arbeiten für den Arbeitsbereich umfassen namentlich:

>> Einrichtung der Räume für das Sekretariat des Grossen 
Rates;

>> Einrichtung von Nebenräumen für die Mitglieder des 
Grossen Rates: Arbeitszimmer, Garderoben usw.

Die Räume, die für die Grossrätinnen und Grossräte reser-
viert sind, werden für diese jederzeit zugänglich sein. Dane-
ben werden die Staatsrätinnen und Staatsräte diese Räume 
am Rande ihrer Interventionen vor dem Grossen Rat benut-
zen können.

2.	 Bewahrung und Inwertsetzung  
des Kulturguts

2.1.	Geschichtlicher Überblick

Das erste Rathaus befand sich am Standort des ehemaligen 
Zoll-/Postgebäudes im Burgquartier hinter der Kathedrale. 
Am heutigen Standort des Rathauses standen bis zum Ende 
des 15.  Jahrhunderts mehrere Häuser, die von den Behör-
den aufgekauft wurden, um eine Kornhalle einzurichten. 
Die Arbeiten begannen 1501. Schon sehr früh wurde jedoch 
beschlossen, hier ein neues Rathaus zu bauen. Dieser Ent-
scheid wurde 1504 offiziell vom Rat der Zweihundert bestä-
tigt, der die Regierung beauftragte, das neue Rathaus zu 
bauen. Die Bauarbeiten dauerten bis 1522.

Das Gebäude wurde über die Jahrhunderte mehrere Male 
umgebaut, wobei das äussere Erscheinungsbild nur unwe-
sentlich verändert wurde. Das Dach des Glockenturms 
stammt aus dem Jahr 1643; das Wachhaus mit seinem Hof 
kam 1782 hinzu. Im Gebäudeinnern stellt die Verwirkli-
chung der Beletage mit dem Grossrats- und dem Kleinrats-
saal (später: Saal des Kantonsgerichts) den bedeutendsten 
Eingriff dar. Die entsprechenden Arbeiten fanden 1775 bis 
1776 statt.

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts wurden weitreichende 
Umbauarbeiten im Erd- und Untergeschoss durchgeführt, 
um das Kantonsgericht unterzubringen. Diese Arbeiten 
betrafen insbesondere die Struktur, die senkrechte Zirku-
lation sowie das Dachgerüst. Im Laufe des 20. Jahrhunderts 
wurden die Funktionalität, Struktur und Technik des Gebäu-
des angepasst. Diese Arbeiten dienten hauptsächlich dem 
Unterhalt. Es ging nicht wirklich darum, den kulturhistori-
schen Wert der Substanz und der Räume in Wert zu setzen.

1999 wurde der Grossratssaal restauriert bzw. renoviert.

Der kulturhistorische Wert des Gebäudes ist aussergewöhn-
lich, sowohl in Bezug auf die innere und äussere historische 
Substanz als auch in Bezug auf seine politische und soziale 
Bedeutung aufgrund der jahrhundertelangen und ununter-
brochenen Nutzung als Sitz der Behörden. Seit seinem Bau 
auf dem Felsen des Burgquartiers am Rand des Marktplat-

zes war das Gebäude ein markantes Wahrzeichen der säku-
laren Macht und ein Kontrapunkt zur religiösen Macht, die 
ihren Ausdruck im Turm der St.-Niklaus-Kathedrale fand, 
der zirka 1490 und somit rund 30 Jahre früher fertiggestellt 
worden war und bis zum 19. Jahrhundert der höchste Bau der 
Schweiz war. Diese städtebauliche Gesamtkomposition mit 
den beiden öffentlichen Räumen der Reichengasse und der 
Hochzeitergasse dazwischen gehörte zu den kühnsten und 
ausdruckvollsten des späten Mittelalters in unserem Land.

2.2.	Historische Analyse

Im Rahmen des Studienkredits wurden Sondierungen durch-
geführt, dank denen sich die Fachleute ein besseres Bild zum 
Gebäude machen konnten. In diesem Rahmen wurden ins-
besondere folgende Arbeiten durchgeführt:

>> Aktualisierung der Spuren der verschiedenen Etappen 
und Umbauarbeiten über die Jahrhunderte hinweg, 
sowohl im Bereich der Strukturen als auch betreffend 
Innenausstattung;

>> Nachvollziehen der strukturellen Ungereimtheiten 
infolge der verschiedenen Eingriffe, was sich darin zeigt, 
dass die tragenden Elemente nicht übereinander stehen 
und die Holzelemente deshalb stark verformt sind;

>> detaillierte Überprüfung des Zustands des Gebäudes 
und seiner Bestandteile;

>> genauere Bestimmung des historischen und künstleri-
schen Werts des Mobiliars und der Einrichtung.

2.3.	Restaurationsarbeiten

Mit dem Fortschreiten der Arbeiten werden die Kenntnisse 
vervollständigt werden können; dies gilt namentlich für 
die Inneneinrichtungen und die Dekorationsmalereien, die 
allenfalls zum Vorschein kommen könnten. Die Detailent-
scheide über die Restaurierung und/oder Integration 
bestimmter Elemente werden im Laufe der Arbeiten unter 
Berücksichtigung von Qualität und Zustand gefällt werden. 
Es ist nicht zu erwarten, dass grundlegende Entdeckungen 
gemacht werden, die eine Anpassung des Projekts erfor-
dern. Ganz ausgeschlossen ist es aber nicht, insbesondere bei 
den Unterfangungsarbeiten, die nötig sein werden, um die 
Räume im Untergeschoss zu vergrössern.

Ganz allgemein gilt, dass die Architekten mit den von ihnen 
gewählten verschiedenen architektonischen und räumlichen 
Lösungen die Anforderungen an ein modernes Parlaments-
gebäude mit den Vorgaben für ein historisches Gebäude von 
nationaler Bedeutung auf harmonische und ausgewogene 
Weise unter einen Hut gebracht haben: Das Projekt begnügt 
sich damit, die zur Verfügung stehenden Räume freizuma-
chen, die Verkehrswege zu organisieren und die Originalsub-
stanz zu offenbaren. Das Resultat der hier behandelten Arbei-
ten wird ein Gebäude sein, das näher an seinen Ursprüngen 



13

1322 décembre 2011

ist mit der Beibehaltung des repräsentativen Stockwerks aus 
dem 18. Jahrhundert und der von der historischen Substanz 
getrennten, gut lesbaren Überlagerung der Einrichtungen, 
die den aktuellen Bedürfnissen entsprechen und mit einer 
schlichten, zeitgemässen Formsprache aufwarten.

3.	 Projektbeschreibung

3.1.	Entwicklung des Projekts seit  
dem Studienkreditgesuch

Zum Zeitpunkt des Studienkreditgesuchs waren die gesam-
ten Baukosten auf rund 15 Millionen Franken geschätzt 
worden. Mit dem Studienkredit konnte der Preisträger die 
Gebäudesubstanz und den Renovierungsbedarf eingehend 
analysieren. Diese Analysen ergaben, dass in erster Linie 
die Restaurierung des Gebäudes, aber auch die Restaurie-
rung des historischen Mobiliars und in geringerem Mass 
die Notwendigkeit, den Untergrund vor dem Hauptgebäude 
zu konsolidieren, mehr kosten werden als der ursprünglich 
geschätzte Betrag.

Die Vertreter der Benutzerinnen und Benutzer haben nach 
diesem Befund mögliche Einsparungen geprüft, doch ver-
zichteten sie letztlich darauf, weil sie zum Schluss kamen, 
dass diese Einsparungen das Projekt in seiner Gesamt-
heit in Frage stellen würden. Die Vertreter hielten in die-
sem Zusammenhang fest, dass insbesondere die Öffnung 
für das Publikum und die Zugänglichkeit für Personen 
mit Behinderungen sicherzustellen seien und dass dieses 
aussergewöhnliche Kulturerbe in Wert gesetzt, unterhal-
ten und restauriert werden müsse. Letztlich wird mit dem 
vorliegenden Dekretsentwurf um einen Verpflichtungs-
kredit von 19,02 Millionen Franken für Gesamtkosten von 
20,45 Millionen Franken ersucht.

Das Projekt aus dem Studienauftrag wurde vom Preisträger 
nach verschiedenen Diskussionen mit den Benutzerinnen 
und Benutzern angepasst. Das Raumprogramm wurde wie 
folgt weiterentwickelt:

Hauptgebäude

>> 2. Untergeschoss:
–– Die Neuverteilung der Räume mit einem Mittelgang 

erlaubt eine bessere Organisation der verschiedenen 
Funktionen und setzt die Originaltypologie in Wert.

–– Der Parkplatz für Zweiräder muss aus Sicher-
heitsgründen nach aussen unter das benachbarte 
bestehende Dach verlegt werden, weil er sonst den 
Fluchtweg versperrt hätte.

>> 1. Untergeschoss/Räume für die Grossrätinnen und 
Grossräte:

–– Die Verkehrsfläche, die Zugang zu den Räumen gibt, 
die für die Grossrätinnen und Grossräte reserviert 

sind, musste ungestaltet werden, um den Struktu-
relementen der oberen Stockwerke Rechnung zu 
tragen.

–– Die Verteilung der vier Räume, die für die Gross-
rätinnen und Grossräte reserviert sind, wurde 
geändert. Zwischen der Cafeteria und den beiden 
Open-Space-Büros wird eine Zone hinzugefügt, die 
Zugang zu den Garderoben und Schliessfächern 
gibt.

–– Das Lager des multifunktionalen Raums kann dank 
der Aushubarbeiten für die Unterfangung vergrös-
sert werden, wodurch eine angebrachtere Lagerflä-
che für die Ausrüstungen erreicht wird.

>> 1. Stock/Grossratssaal:
–– Die Täfelungen der künftigen Wandelhalle werden 

renoviert.
–– Zwischen dem Saal der Weibel und der Wandelhalle 

wird eine Hintertür eingerichtet.
–– Die Dekorelemente und Möbel, die Bestandteil der 

Räume sind, werden restauriert.

>> 2. Stock/Sekretariat des Grossen Rates:
–– Das Sitzungszimmer des Sekretariats wird zwischen 

dem alten Fachwerk eingerichtet und mit Glas-
wänden abgegrenzt. Diese Änderung vergrössert 
die verfügbare Fläche für die Büros. Es sind zehn 
Arbeitsposten vorgesehen, die auf Einzelbüros und 
Büros für zwei Angestellte aufgeteilt werden. Mit 
dieser neuen Konfiguration wird Platz für zwei 
zusätzliche Angestellte geschaffen, ohne dass dafür 
Umbauarbeiten nötig wären.

>> Dachgeschoss und Dachboden:
–– Die technischen Anlagen für Heizung und Belüf-

tung, die im Dachgeschoss vorgesehen waren, wer-
den auf den Dachboden verlegt. Damit können die 
technischen Anlagen optimiert und Reserveflächen 
im Dachgeschoss gebildet werden.

Wachhaus

Das Sitzungszimmer mit 30 Plätzen im Erdgeschoss ist nicht 
skalierbar. Die Reserveflächen im Untergeschoss werden für 
zwei Sitzungszimmer mit je 16 Plätzen genutzt. Diese Kon-
figuration mit drei Sitzungszimmern ermöglicht den parla-
mentarischen Kommissionen eine äusserst flexible Nutzung 
dieser Räume.

3.2.	Raumprogramm

Das Projekt berücksichtigt das Bestehende wie auch die 
neuen Räume infolge der Unterfangung. Das Raumpro-
gramm erstreckt sich über eine Nettogeschossfläche von 
insgesamt 1600  m2 (gemäss SIA-Norm 416). Die detaillier-
ten Informationen finden sich im Anhang und sind wie folgt 
organisiert:
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>> Räume für die Grossrätinnen und Grossräte sowie  
für die Öffentlichkeit;

>> Räume, die für die Grossrätinnen und Grossräte  
reserviert sind;

>> Räume des Grossen Rates;
>> Sitzungs-/Konferenzzimmer;
>> Sekretariat des Grossen Rates;
>> Nebenräume;
>> Reserveflächen.

3.3.	Technische Beschreibung

3.3.1.	 Architekturkonzept

Hauptanliegen und grösste Herausforderung des Projekts für 
die Sanierung und den Umbau des Rathauses ist ein zeitge-
mässer Eingriff in einem Gebäude aus dem 16. Jahrhundert 
von aussergewöhnlichem kulturhistorischem Wert.

Das Architekturkonzept folgt mehreren Hauptleitlinien:

>> Elemente ohne historischen Wert, welche die räumliche 
Qualität des Gebäudes beeinträchtigen, entfernen;

>> Elemente von grossem kulturhistorischen Wert in Wert 
setzen oder restaurieren;

>> invasive Eingriffe in die historische Substanz des Gebäu-
des vermeiden;

>> Umkehrbarkeit der vorgesehenen Eingriffe sicherstellen;
>> zeitgemässe Eingriffe als solche erkennbar machen, 

im Dialog mit den historischen Elemente, die in Wert 
gesetzt werden;

>> eine angemessene Übereinstimmung finden zwischen 
modernen Nutzungs- und Komfortbedürfnissen einer-
seits und den Sachzwängen, die ein vor fünf Jahrhunder-
ten gebautes Gebäude aufweist, andererseits.

Diese Leitlinien gelten für die Struktur-, räumlichen und 
technischen Elemente wie auch für die Innenausstattung. Sie 
müssen die Konservierungsanforderungen in den Bereichen 
Archäologie und Kulturerbe erfüllen.

Die Fassaden und Dächer werden ohne Änderung der 
Abmessungen und Öffnungen renoviert oder restauriert. Die 
bedeutendsten Umbauarbeiten konzentrieren sich somit auf 
das Gebäudeinnere.

3.3.2.	 Gebäudestruktur

Die geplanten Arbeiten am Tragwerk umfassen hauptsäch-
lich zwei Arten von Eingriffen:

>> Unterfangungs- und Betonierarbeiten im ausgehobe-
nen, nördlichen Teil des 1. Untergeschosses. In diesem 
Rahmen soll unter den bestehenden Fundationen 
eingegriffen werden und die bestehenden Pfeiler sollen 
provisorisch gestützt werden. Die Mauern und Decken 

des Untergeschosses werden aus Stahlbeton verwirklicht 
werden;

>> Verstärkung der Strukturen aus Holz (Pfeiler, Dielen 
und Fachwerk des 2. Stocks). Es sind Metallelemente 
geplant, um lokale Verformungen zu stoppen und die 
Tragfähigkeit bestimmter Elemente zu verbessern.

Die Erdbebensicherheitsanalyse hat ergeben, dass aus Sicht 
der Erdbebenstabilität nur ein paar punktuelle Verbesse-
rungen nötig sind. Davon ist namentlich der Turm betroffen, 
deren Hauptträger mit Verankerungen an den gemauerten 
Teilen des Glockenturms befestigt werden sollen.

3.3.3.	 Gebäudehülle

Das bestehende Gebäude hat zurzeit keine spezifische Wär-
medämmung. Die Verbesserungen in diesem Bereich müs-
sen umkehrbar sein und der aussergewöhnlichen kulturhis-
torischen Bedeutung des Gebäudes Rechnung tragen.

Die Böden der Untergeschosse und unter Dach werden ther-
misch isoliert. Die Fenster wurden zu ganz unterschiedlichen 
Zeiten geschaffen oder ersetzt. Auch ist deren historische 
Wert äusserst ungleich. In Abhängigkeit von deren Eigen-
schaften werden sie unverändert restauriert, unter Hinzufü-
gung von Isolierglas geändert oder vollständig ersetzt.

Die Verbesserungen der Gebäudehülle werden es erlauben, 
die Zielwerte der SIA-Norm 380/1 für Umbauarbeiten zu 
erreichen.

3.3.4.	 Gebäudetechnik

Die bestehenden technischen Anlagen sind veraltet und müs-
sen vollständig ersetzt werden, was mit mehr Wartungsver-
trägen einhergehen wird. Mit dem Ersatz der Anlagen sollte 
der globale Energieverbrauch des Gebäudes deutlich gesenkt 
werden können. Im Moment können aber keine genauen 
Zahlen genannt werden, weil zwar die Dämmung verbessert 
werden wird, gleichzeitig aber auch die Flächen zunehmen 
werden. Als Anhaltspunkt kann erwähnt werden, dass die 
durchschnittlichen jährlichen Energiekosten in den letzten 
Jahren 58 000 Franken betrugen. Zuvor, als das Kantonsge-
richt noch im Gebäude war, beliefen sie sich auf 72 000 Fran-
ken.

Die Wärmeerzeugung mit Gas wird beibehalten. Dasselbe 
gilt für die Belüftung des Grossratssaals. Das Erdgeschoss 
und der Grossratssaal werden abwechselnd, in Abhängigkeit 
von der Belegung der Räume, belüftet. Die Wärmetauscher 
und Wärmepumpen werden je nach Temperatur die Wärme 
oder Kälte der Anlagen zurückgewinnen. Auf diese Weise 
kann der Energieverbrauch deutlich gesenkt und der Kom-
fort erhöht werden.
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3.3.5.	 Zugänglichkeit

Die Zugänglichkeit für Personen mit Behinderungen wird 
mit dem neuen Lift zwischen dem 1. Untergeschoss und dem 
Dachgeschoss des Hauptgebäudes sowie zwischen dem Erd-
geschoss und dem 1. Untergeschoss des Wachhauses gewähr-
leistet.

3.3.6.	 Mobilität und Aussenanlagen

Unter dem Dach des Platzes unterhalb der Westseite des 
Gebäudes ist ein Parkplatz für Zweiräder geplant. In diesem 
Zusammenhang sei in Erinnerung gerufen, dass vor dem 
Gebäude kein Parkplatz für Autos eingerichtet werden wird.

Die Ausgestaltung des Rathausplatzes, der im Eigentum der 
Stadt ist, wird Gegenstand von Studien im Rahmen der Auf-
wertung des Burgquartiers sein. In diesem Rahmen werden 
gegebenenfalls zusätzliche Abstellplätze für Velos vorgese-
hen werden können.

3.3.7.	 Statik

Im Rahmen der Studien wurden Verstärkungsmassnahmen 
in Betracht gezogen. Die Eigenheiten des Gebäudes erfor-
dern jedoch die Ausarbeitung einer Nutzungsvereinbarung 
mit den Benutzerinnen und Benutzern, um die Nutzungslas-
ten für bestimmte Räume zu begrenzen.

Dies betrifft in erster Linie:

>> den Grossratssaal;
>> die Wandelhalle (ehemaliger Saal des Kantonsgerichts);
>> die Reserveflächen im Dachgeschoss (diese werden nicht 

für grosse Versammlungen genutzt werden können, weil 
die maximale Nutzungslast auf 200 kg/m2 beschränkt 
werden muss);

>> den Archivraum im Dachgeschoss.

3.3.8.	 Akustik

Es wurden akustische Erhebungen in den bestehenden Räu-
men durchgeführt, um die notwendigen Verbesserungen zu 
bestimmen.

Aufgrund des historischen Charakters des Gebäudes wer-
den gewisse Elemente jedoch nicht modifiziert werden kön-
nen und es wird nicht möglich sein, die akustischen Werte 
gemäss einschlägigen Normen zu erreichen. Das gilt insbe-
sondere für den Fussboden zwischen der Wandelhalle im 
1. Stock und dem multifunktionalen Raum im Erdgeschoss.

3.3.9.	 Zugangskontrolle

Während der Sessionen des Grossen Rates soll der Zugang 
zum 1. Stock geschlossen bleiben und nur von berechtigten 
Personen mit Zugangsbadge geöffnet werden können.

Die Räume, die für die Grossrätinnen und Grossräte und das 
Sekretariat des Grossen Rates reserviert sind, werden perma-
nent geschlossen und nur mit Zugangsbadge zugänglich sein.

4.	 Nachhaltige Entwicklung

Das Projekt wurde einer Nachhaltigkeitsbeurteilung mit dem 
Instrument Kompass21 unterzogen. Die Ergebnisse sind im 
Anhang wiedergegeben. Zusammenfassend kann Folgendes 
festgehalten werden:

Das Projekt wird eine optimalere Nutzung der Räume 
ermöglichen und somit wirtschaftliche Vorteile bringen. 
Darüber hinaus wird die Nutzung des multifunktionalen 
Raums im Erdgeschoss die Kosten für verschiedene Veran-
staltungen (Ausstellungen, Wettbewerbe, Konferenzen usw.) 
verringern helfen.

Dank der engen Zusammenarbeit zwischen den verschiede-
nen Akteuren bei der Entwicklung des Projekts konnten die 
Bedürfnisse der Benutzerinnen und Benutzer und das, was 
das Gebäude bieten kann, in Einklang gebracht werden.

Die Energieeffizienz wird unter Bewahrung der kulturhisto-
rischen Eigenheiten des Gebäudes verbessert werden können.

Das Rathaus befindet sich im städtischen Umfeld und ist mit 
dem öffentlichen Verkehr gut erschlossen. Das Projekt will 
daneben die Erreichbarkeit des Rathauses mit dem Velo ver-
bessern.

Mit dem multifunktionalen Raum im Erdgeschoss bringt das 
Projekt die Politik und die Bürgerinnen und Bürger näher 
zusammen: Dieser Raum kann von der Öffentlichkeit für 
Ausstellungen und Konferenzen genutzt werden, was posi-
tiv für die örtliche soziokulturelle Entwicklung ist. Mit der 
Sanierung des Gebäudes kann die Zugänglichkeit für Perso-
nen mit Behinderungen sichergestellt werden.

Das Projekt wird das Arbeitsumfeld der Grossrätinnen und 
Grossräte sowie der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Sekretariats des Grossen Rates deutlich verbessern.

Und schliesslich verfolgt das Projekt das Ziel, das Freiburger 
Kulturerbe in Wert zu setzen.

5.	 Übergangsbetrieb während der Arbeiten

Während der Arbeiten wird der Grosse Rat aus bauorgani-
satorischen Gründen extra muros tagen. Konkret sollen die 
Sessionen von 2020 bis 2021 im Polizeigebäude in Gran-
ges-Paccot (MAD3) stattfinden. Dieser temporäre Auszug 
des Kantonsparlaments wird zusätzliche Kosten verursachen, 
die derzeit mit höchstens 344 000 Franken veranschlagt wer-
den (Videoübermittlung und Abstimmungsausrüstung). Der 
hier beantragte Verpflichtungskredit schliesst diese Kosten 
ein.
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6.	 Kostenschätzung

Die Gesamtkosten für die Sanierung und den Umbau des 
Rathauses sowie für den zeitweiligen Auszug des Kantons-
parlaments betragen 20 450 000 Franken. Darin ist der Stu-
dienkredit von 1  430  000 Franken eingeschlossen, den der 
Grosse Rat am 27. März 2017 beschlossen hat. 

Kostenvor
anschlag

 Fr. 

BKP 1 Vorbereitungsarbeiten 3 220 890

BKP 2 Gebäude 13 751 190

BKP 4 Umgebung 171 600

BKP 5
Baunebenkosten und  
Übergangskonten

2 077 770 

BKP 8
Informatikausrüstung und  
Kleinmaterial

161 140 

BKP 9 Ausstattung 1 067 410

 Gesamtkosten 20 450 000

Für die Finanzierung der Sanierung und des Umbaus des 
Rathauses ist ein Verpflichtungskredit von 19 020 000 Fran-
ken nötig:

Verpflichtungskredit Fr. 

Gesamtkosten 20 450 000

Studienkredit vom 27. März 2017 -1 430 000

Verpflichtungskredit 19 020 000

7.	 Zeitplan

Vorbehaltlich der Baubewilligung werden die Bauarbei-
ten 2020 beginnen. Die vorher nötigen Demontagearbeiten 
können bereits 2019 durchgeführt werden. Gemäss Zeitplan 
sollen die Sanierungs- und Umbauarbeiten rund achtzehn 
Monate dauern, sodass der Bezug der renovierten Räume im 
November 2021 erfolgen kann.

8.	 Personelle und finanzielle Auswirkungen

Nach der Sanierung und dem Umbau des Gebäudes wird 
sich dessen Nutzung verändern, weil ein Teil des Gebäudes 
stets öffentlich zugänglich sein wird. Des Weiteren werden 
die technischen Anlagen permanent überwacht werden müs-
sen. Aus diesem Grund wird eine zusätzliche Person (1 VZÄ) 
angestellt werden müssen, die als Verantwortliche oder Ver-
antwortlicher des Gebäudes und Hauswartin oder Hauswart 
wirken wird.

Wie bereits weiter oben erwähnt, ist es schwierig, die künfti-
gen betrieblichen Aufwendungen abzuschätzen. Die Moder-
nisierung der Gebäudetechnik wird wahrscheinlich mit 

höheren Wartungskosten einhergehen. Gebäudedämmung 
und Belüftung werden deutlich leistungsfähiger sein; gleich-
zeitig werden aber auch die Flächen zunehmen. Unter dem 
Strich könnten die durchschnittlichen jährlichen Aufwen-
dungen wieder auf das Niveau der Jahre steigen, in denen das 
Kantonsgericht im Gebäude war (72 000 Franken).

9.	 Finanzreferendum

Der beantragte Verpflichtungskredit liegt unter dem in Arti-
kel 45 der Kantonsverfassung festgelegten Betrag (1% der 
Gesamtausgaben der letzten Staatsrechnung) und untersteht 
somit nicht dem obligatorischen Finanzreferendum. Er über-
steigt hingegen den in Artikel 46 der Kantonsverfassung fest-
gelegten Wert (¼% der Gesamtausgaben der letzten Staats-
rechnung). Damit untersteht das Dekret dem fakultativen 
Finanzreferendum. Es tritt mit der Promulgierung in Kraft.

Ferner muss das Dekret aufgrund der Höhe der Kosten und 
gestützt auf Artikel 141 Abs.  2 des Grossratsgesetzes vom 
6.  September 2006 nicht bloss von der einfachen Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen, sondern von der Mehrheit der 
Mitglieder des Grossen Rates genehmigt werden (qualifizier-
tes Mehr).

10.	 Schlussfolgerung

Das hier behandelte Projekt will dem Grossen Rat moderne 
Instrumente in einem Gebäude von grossem kulturhisto-
rischen Wert zur Verfügung stellen, die Funktionsweise 
des Kantonsparlaments verbessern, indem namentlich der 
Einzug in dasselbe Gebäude seines Sekretariats ermöglicht 
wird, sowie eines der wichtigen Embleme des baulichen Kul-
turguts unseres Kantons erhalten und in Wert setzen. Das 
Rathaus hat eine grosse symbolische und kulturhistorische 
Bedeutung für unsere Institutionen. Entsprechend ersucht 
der Staatsrat den Grossen Rat, den Dekretsentwurf gutzu-
heissen.

Anhänge

—

> � Übersichtstabelle zum Raumprogramm

> � Architektenpläne

> � Ergebnis der Kompass21-Beurteilung




